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 :: AKTUELLES

NATIONALE MOBILISIERUNG 
GEGEN DIE GEWALT

Die Gewalt, die Mexiko in den letzten Jahren 
erlitten hat, anstatt kein Nachrichtenthema mehr 
zu sein, ist weiterhin das Thema größter 
nationaler Sorge. Auf der einen Seite wird die 
Debatte der politischen Klasse fortgesetzt, 
darüber wie man dieser begegnen sollte. Auf der 
anderen Seite passieren Dinge, die eine 
Gesellschaft bestürzen, die sich scheinbar an die 
Gewalt und Resignation gewöhnt hatte, die 
aufgrund des sogenannten “Krieges gegen den
Drogenhandel” stark zugenommen hat, den
Präsident Felipe Calderón 2007 begonnen hat. 
So der Fall eines Massengrabes, welches Anfang 
April in San Fernando (Tamaulipas) entdeckt 
wurde. Dort wurden 177 Opfer der Drogenmafia

gefunden, in ihrer Mehrheit MigrantInnen.
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Die Empörung über das Handeln oder Unterlassen der Behörden richtet sich in solchen Fällen selten 
gegen die Drogenkartelle, denn wer immer sich äußert, läuft Gefahr das nächste Opfer zu sein. Javier 
Sicilia, landesweit anerkannter Schriftsteller und Journalist, forderte diese Situation heraus, als er nach 
dem Mord an seinem Sohn in Cuernavaca (Morelos) einen “Offenen Brief an Politiker und Kriminelle”
schrieb. Von den Medien zusammengefasst in “Wir haben die Schnauze voll von euch” hinterfragte er 
die Politiker auf ihre fehlenden Kapazitäten hin, “einen notwendigen nationalen Konsens zu schaffen, um                                               
die Einigkeit zu finden, ohne die kein Ausweg für das Land möglich sei (...) denn die Korruption der
gerichtlichen Institutionen schafft Komplizenschaft mit dem Verbrechen und die Straflosigkeit, um sie zu
begehen.” Denn die Mehrheit der politischen Klasse “hat nur (...) Vorstellungen für Gewalt, für die 
Waffen, für die Rache und damit eine tiefe Abneigung gegen die Bildung, die Kultur und die 
Möglichkeiten einer guten und ehrlichen Arbeit”. Er hinterfragte die Kriminellen wegen ihrer Gewalt und 
ihrer fehlenden Ehre, “sie unterscheiden nicht mehr. Ihre Gewalt kann nicht mehr benannt werden, denn 
nicht einmal der Schmerz und das Leiden welche sie hervorrufen, hat einen Namen und einen Sinn.” In 
demselben Brief rief Sicilia zu einer Demonstration auf, die am 8. April  in verschiedenen Städten des 
Landes unter Beteiligung von tausenden Menschen stattfand.

Am 12. April verwies ein 
Kommuniqué des Subcomandante 
Marcos von der Zapatistischen Armee 
der Nationalen Befreiung (EZLN) auf 
diese Demonstrationen: “der Schmerz 
und die Wut von Javier Sicilia (weit 
weg von Entfernung, aber nah an 
unseren Idealen seit Jahren) finden ein 
Echo in unseren Bergen. Es bleibt zu 
hoffen und gibt Hoffnung, dass seine
legendäre Entschlossenheit, so wie sie 
jetzt unser Wort und unsere Aktion 
hervorruft, die Wut und die Schmerzen                                               
zusammenführt, die sich auf 
mexikanischem Boden vervielfältigen”.                                             
Ende April rief die EZLN ihre Basis, 
die Andere Kampagne und den 
Nationalen Indigenen Kongress dazu 
auf, sich dem Nationalen Marsch für 
die Gerechtigkeit und gegen die 
Straflosigkeit (auch Nationaler Marsch für Frieden, Gerechtigkeit und Würde genannt) anzuschließen, der 
Anfang Mai stattgefunden hat.

Menschenrechte: Hinterfragungen und unerledigt

Foto: Friedensdemonstration, Zapatisten in 
San Cristóbal de Las Casas © SIPAZ

Die Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen über gewaltsames oder unfreiwilliges Verschwindenlassen
präsentierte einen vorläufigen Bericht, nachdem sie ihren Besuch in Mexiko im März beendet hatten. Sie                                             
riet, die bewaffneten Streitkräfte aus den Einsätzen der inneren Sicherheit zurück zu ziehen. Sie erklärte, 
dass das Verschwindenlassen in der Vergangenheit des Landes "und auch aktuell weiter passiert".
Menschenrechtsorganisationen versichern, dass dieses Verbrechen zugenommen hat, seit die 
bewaffneten Streitkräfte begannen, Aufgaben der inneren Sicherheit zu übernehmen und berichten von 
3.000 Klagen.

Auf der anderen Seite vervielfachte sich die Kritik seitens internationaler Plattformen, die auf die 
Verschlechterung des Kontextes für die MenschenrechtsverteidigerInnen in Mexiko hinweisen. 23
Organisationen aus 11 Ländern, die sich bei der Interamerikanischen Menschenrechtskommission in
Washington versammelten, klagten über 2.000 Verletzungen gegen MenschenrechtsverteidigerInnen in 
den amerikanischen Ländern an. Sie beschrieben eine alarmierende Situation und führten an, dass die
meisten Klagen aus Kolumbien, Mexiko und Guatemala (in dieser Reihenfolge) kämen. Im
Europaparlament in Brüssel beklagten mexikanische MenschenrechtsverteidigerInnen, “dass der 
mexikanische Staat gegenüber der internationalen Gemeinschaft vorgibt, ein legitimes Interesse zu
haben, Angriffe und Belästigungen gegen MenschenrechtsverteidigerInnen anzugehen, aber in der
täglichen Realität ihrer Arbeit sieht es nicht danach aus. Im Gegenteil, sie leben in einer Situation 
ständigen Risikos”.



Sie sprachen sich für die Notwendigkeit eines Schutzmechanismus für
MenschenrechtsverteidigerInnen und JournalistInnen aus. Die Zivilgesellschaft müsse an dessen 
Ausarbeitung beteiligt sein. In dieser Aufgabe wurden keine Fortschritte erzielt, trotz der diesbezüglich 
öffentlich mitgeteilten Sorgen der Regierenden. Anfang April wurde endlich der Jahresbericht über die
weltweite Menschenrechtssituation vom Außenministerium der USA veröffentlicht. Auch dieser zeigte eine 
starke Negativbilanz im Falle Mexikos.

Chiapas: Anklagen und Mobilisierungen

Im Hinblick auf das nationale Geschehen beunruhigt die Ankündigung eines neuen 
Militarisierungsprozesses an der Grenze von Chiapas mit Guatemala. Vor wenigen Wochen schlug die
Antidrogenbehörde der USA, DEA, der mexikanischen Regierung vor, die südliche Grenze ähnlich zu
militarisieren wie die Nordgrenze. In diesem Rahmen und auf ungewöhnliche Weise informierte der 
Kommandant der Siebten Militärregion, Salvador Cienfuegos Zepeda, dass sich aktuell 14.000 Soldaten 
im Bundesstaat befänden, und dass es nach dem Aufstand der EZLN 40.000 gewesen seien. Er 
ergänzte, dass die Bedrohungen an der Grenze durch Banden der organisierten Kriminalität
hervorgerufen werden und negierte die Existenz bewaffneter ziviler Gruppen, oder zumindest, dass diese                                             
gefährlich seien.

Der Jahresbeginn war gekennzeichnet durch mehrere Meldungen der EZLN, nach deren 
Stillschweigen seit Ende 2008. In seinem Kommuniqué vom 12. April übte Subcomandante Marcos
scharfe Kritik an der Regierung von Juan Sabines, der “diejenigen, die sich nicht dem falschen Chor der 
Lügen der Regierung anschließen, verfolgt und unterdrückt. Er verfolgt die
MenschenrechtsverteidigerInnen an der Küste und im Hochland von Chiapas sowie die Indigenen von 
San Sebastián Bachajón, die sich weigern, ihr Land zu prostituieren. Er setzt paramilitärische Gruppen
gegen indigene Gemeinden der Zapatisten ein”.

Im selben Sinne klagte das nationale Netzwerk “Alle Rechte für jede und jeden” im Rahmen seiner 
nationalen Vollversammlung in San Cristóbal de Las Casas zur Situation von
MenschenrechtsverteidigerInnen im südöstlichen Mexiko an: “Die generalisierte Gewalt im Land und die 
grundlegende Straflosigkeit verschärfen den Kontext von Repression, Armut, Kriminalisierung, Migration, 
Landenteignung und Angriffen auf diejenigen, die alle Rechte für jede und jeden verteidigen, fördern und                                               
ausüben”.

Ob Teil einer Unterdrückungsstrategie gegen die 
“Andere Kampagne” (Initiative zu welcher die EZLN 
2005 aufrief) oder nicht: Die Belästigungen gegen 
Organisationen an der Küste, die der „Anderen
Kampagne“ angehören, sind in den letzten Wochen 
besonders aufgefallen. In weniger als einem Monat 
wurde der Direktor des Menschenrechtszentrums
„Digna Ochoa“ (Tonalá), Nataniel Hernández, 
zweimal festgenommen. Das
Menschenrechtszentrum Fray Bartolomé de Las 
Casas (CDHFBLC) bekundete “seine Besorgnis 
aufgrund des Gebrauchs von rechtlichen Schritten 
gegen MenschenrechtsverteidigerInnen, um sie 
juristisch zu belästigen und um ihre Arbeit der 
Verteidigung und Förderung von Menschenrechten 

zu missachten”. Nataniel Hernández verließ das Gefängnis beim ersten Mal “unter Vorbehalt” und beim
zweitem Mal auf Kaution. Der Prozess gegen ihn bleibt noch offen.

Foto: Transparent des Menschenrechtszentrums Digna Ochoa,
„Für die Verteidigung der Menschenrechte in den verwundbarsten
Ecken unserer Gesellschaft, Tonalá, Chiapas, México © lavozdelanahuac



Im Fall von San Sebastián Bachajón, Landkreis Chilón, veröffentlichte das CDHFBLC den 
Sonderbericht “Regierung schafft und verwaltet Konflikte für die  territoriale Kontrolle in Chiapas” über 
die Konfrontationen wegen der Kontrolle des Kassierhäuschens am Eingang zu den Wasserfällen von 
Agua Azul am 2. Februar diesen Jahres. Es prangerte die Strategie der chiapanekischen Regierung an, 
Konfrontationen zu provozieren, um die Kontrolle über Gebiete zu erlangen, die reich an natürlichen 
Ressourcen sind. Die BewohnerInnen von Bachajón bestätigen auf dieselbe Weise: Das „wurde von den 
drei Ebenen der Regierung finanziert, indem ein Abkommen mit den Behörden des Landkreises Tumbalá 
und den Regierungsanhängern von San Sebastián Bachajón ausgearbeitet wurde, um der Regierung das                                               
Touristenzentrum zu übergeben”. Am 8. April besetzten die BewohnerInnen, die der Anderen Kampagne 
angehören, das Kassierhäuschen ohne Gewalt. Am nächsten Tag wurde es durch einen Einsatz von 
ungefähr 800 Staats- und Bundespolizisten erneut erobert. Die BewohnerInnen entschieden sich für den                                             
Rückzug. Sie unterstrichen, dass sie dies nicht freiwillig taten, wie es in offiziellen Meldung behauptet 
wurde, sondern um sich vor den Angriffen zu schützen. Auch wurden Drohungen von regierungsnahen 
Gruppen der Gemeinde gegen MenschenrechtsverteidigerInnen und andere Personen (besonders 
Internationale), die solidarisch eingestellt sind, verbreitet.

Generell drehen sich die besonderen „Brennpunkte” und Kämpfe in Chiapas um die Problematik
„Land und Territorium”. Das regionale Forum zur Verteidigung von Land, Territorium und natürlichen 
Ressourcen, welches im März im Landkreis Frontera Comalapa stattfand, klagte verschiedene Arten von 
Projekten wie „Wasserkraftwerke, Ökotourismuszentren, Bergwerksprojekte, Anbau von Monokulturen 
(u.a. Pinienkerne, Ölpalme)” an, welche „Spaltungen, Konfrontationen, Krankheiten,
Umweltverschmutzung, Streit, Drohungen, Tote und die Kriminalisierung sozialer Proteste” hervorriefen.

Nachdem es den Bundesstaat besucht hatte,
berichtete das „Global Justice Ecology Project”, in
Chiapas „wirtschaftliche Entwicklungsprojekte
angetroffen zu haben, die den indigenen und
Bauerngemeinden aufgezwungen würden, ohne jegliche 
Art von Mitbestimmung in freier Form, und ohne vorher
informiert zu werden. Unter diesen Projekten befindet 
sich ein Regierungsprogramm zur Eingrenzung von
geschütztem Naturraum”. Im März führten
BewohnerInnen von Neu - Montes Azules im Landkreis                                             
Palenque eine vielleicht beispielgebende
Straßenblockade, um die Einhaltung der vereinbarten
Verpflichtungen der Staatsregierung nach ihrer
Zwangsumsiedlung im Jahr 2005 zu fordern. Die
Organisation Enlace, Capacitación y Comunicación unterstrich: „Sie versprachen ihnen den Himmel und 
gaben ihnen einen Alptraum”. 

Foto: Nachhaltige Landstadt Santiago El Pinar © Noticas.nl

Ende März weihte Präsident Felipe Calderón eine neue „Nachhaltige Landstadt“ (CRS) in Santiago El 
Pinar ein, eines der Projekte, welches die Regierung von Chiapas stark fördert. Obwohl fast alle Medien 
die Pressemitteilungen der Regierung übernahmen, gilt es zu erinnern, dass das Projekt CSR von 
Anfang an große Kritik in der Zivilgesellschaft erfahren hat.

Was die Straflosigkeit betrifft, wurden im März ernsthafte Ungereimtheiten in der gerichtlichen 
Aufklärung des Todes von drei Indigenen und des gewaltsamen Verschwindenlassens von vier weiteren 
während eines gewalttätigen Eindringens von Zivilpersonen und 300 Polizisten in der Gemeinde Viejo 
Velasco (Landkreis Ocosingo) im Jahr 2006 angeprangert. Auf der anderen Seite wurde ein weiterer 
Indigener aus der Haft entlassen, der im Falle von Acteal verurteilt worden war (Ort des Massakers, bei
welchem 45 Personen 1997 ermordet wurden). Bis zum heutigen Tag sind etwa 60 Indigene von diesen 
Taten freigesprochen, während 23 weitere zu 35 Jahren Haft wegen vorsätzlicher Tötung und Besitz von 
Schusswaffen, deren Gebrauch ausschließlich dem Militär vorbehalten ist, verurteilt bleiben.

Oaxaca: einige Fortschritte, viel zu tun.

Zu den wesentlichen Fortschritten im Kampf gegen die Straflosigkeit 
gehörte im April die Aussage des Ministeriums für Kontrolle und 
Transparenz, sie habe finanzielle Ungereimtheiten  im Wert von 1.735 
Millionen Pesos allein im letzten Jahr der Regierung von Ulises Ruiz 
Ortiz aufgedeckt. Die Amtsinhaberin des Ministeriums bekräftigte, „wir
sind gerade erst am ersten Faden des Strangs, am Beginn”.
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sind gerade erst am ersten Faden des Strangs, am Beginn”.

Foto:Oaxaca: Poster der nationalen und internationalen Kampagne
für Gerechtigkeit für Bety Cariño und Jyri Jaakola

Bei den Fortschritten kann man auch die Festnahme von einem der                                             
vermutlichen unmittelbaren Mörder von Heriberto Pazos Ortiz, Gründer 
der Bewegung zur Vereinigung und des Kampfes der Triqui (MULT), im 
Oktober 2010, erwähnen. Nichtsdestotrotz erkannte der 
Oberstaatsanwalt, dass die mutmaßlichen Auftraggeber des Komplizen
sieben Tage nach dem Attentat hingerichtet wurden. Deshalb wurden 
keine weiteren Informationen bezüglich der geistigen Urheber des 

Verbrechens herausgegeben.

Jedoch wiesen Organisationen der Zivilgesellschaft auf die Begrenztheit des Kampfes gegen die 
Straflosigkeit hin, z.B. auf den misslungenen Fall der sogenannten “Staatsanwaltschaft zur Aufklärung 
von Verbrechen mit sozialer Tragweite”, die bisher noch keinen Amtsträger hat. Sie verlangen vom 
Gouverneur Gabino Cué Fortschritte in der Bildung einer Wahrheitskommission, die es erlaubt, Licht in 
die politischen Verbrechen der Vergangenheit zu bringen.

Am 27. April war ein Jahr vergangen 
seit dem Mord an Bety Cariño (Mitglied der 
Organisation „Zentrum für Unterstützung
der Gemeinden, Vereint arbeiten“ – 
CACTUS) und Jyri Jaakkola 
(internationaler Beobachter aus Finnland)im                                             
Verlauf einer humanitären Karawane, die 
Richtung San Juan Copala unterwegs war.                                             
Da es nicht einmal Fortschritte in diesem 
Fall gab (trotz des Todes eines
Ausländers), lässt sich für die anderen 
zahlreichen Morde in der Triqui-Region
nicht viel erwarten.

Foto: Demonstration gegen das
Staudammprojekt Paso de la Reina © SIPAZ

An einer anderen Front für die neue Regierung haben sich die Spannungen mit der 22. Sektion der 
Nationalen Gewerkschaft der LehrerInnen (SNTE) verschärft. Es gab  Zeichen, die eine Rückkehr zum 
Szenarium von 2006 befürchten ließen. Am 15. Februar stießen Demonstranten, die ihre Abneigung 
gegen den Besuch des Präsidenten Calderón ausdrücken wollten, mit Polizeieinheiten zusammen. Dabei 
wurden mindestens 28 Personen verletzt, darunter LehrerInnen, Journalisten, Fotografen und Polizisten.
Am nächsten Tag blockierten LehrerInnen der 22. Sektion aus Protest gegen die Repression über 37 
Straßen im Bundesstaat. In den folgenden Wochen führten sie weitere Proteste durch.

Unter den heiklen Themen befinden sich letztendlich auch alte Landprobleme (der Fall von
Chimalapas) und neue Spannungen um Land und Territorium. Zum Beispiel wurden Proteste gegen das
Staudammprojekt „Paso de la Reina“ durchgeführt sowie am Eingang des Bergwerks San José del 
Progreso, welche vom Unternehmen Cuzcatlán mit kanadischem Kapital betrieben wird.

Guerrero: neue Regierung, alte Probleme

Als der Gouverneur Zeferino Torreblanca seine
Regierungszeit beendete, erhielt er starke Kritik wegen 



Regierungszeit beendete, erhielt er starke Kritik wegen 
dem blutigen Erbe seiner Amtsführung. Die „Werkstatt 
für Gemeindeentwicklung“ (TADECO) und das „Komitee                                             
von Angehörigen und Freunden von Entführten,
Verschwundenen, und Ermordeten in Guerrero“
erklärten: “[Die] Regierung von Zeferino Torreblanca 
entschied sich für die Repression als Regierungsform 
(...), was sich an der Existenz von über 250 
Haftbefehlen gegen soziale Anführer sowie Förderer 
und Menschenrechtsverteidiger zeigt.” Der Präsident
der Menschenrechtskommission des Staates Guerrero
(CODDEHUM), Juan Alarcón Hernández, versicherte, 
dass Guerrero während der Amtszeit von Torreblanca
einen Rückschritt in Sachen Menschenrechte erlitten 
hat. Es wurden mindestens 202 Entführungen, über 

5.000 Morde, darunter 11 an Journalisten und 447 an Frauen sowie 170 Fälle von Verschwindenlassen
registriert. In der letzten Woche der Regierung von Torreblanca wurde auch die Zeitung „El Sur de 
Acapulco“ aufgrund von Morddrohungen gegen ihre Angestellten geschlossen. Der Direktor der 
Tageszeitung machte die Regierung dafür verantwortlich.

Foto: Landschaft der Region der Berge, 
Guerrero © SIPAZ, Oktober 2010

Am 1. April übernahm der neue Gouverneur Ángel Aguirre Rivero, Kandidat der Allianz “Guerrero 
vereint uns” zwischen der Partei der demokratischen Revolution (PRD), Convergencia und der Partei der 
Arbeit (PT) das Amt des Gouverneurs. Wenige Tage nach seinem Amtsantritt traf sich  Aguirre Rivero
mit Mitgliedern des Rates der Dörfer und Gemeinden in Opposition zum Staudammprojekt La Parota
(CECOP), um deren Argumente gegen den Bau des Wasserkraftwerkes in der Nähe von Acapulco
kennenzulernen. Beim Treffen mit dem CECOP betonte Aguirre, er respektiere die Entscheidung der 
Bewohner der Zone, die davon betroffen sind. Der CECOP feierte auch die Aufhebung der 
Rechtswirksamkeit der Versammlung vom 28. April 2010, auf welcher in Abwesenheit der Opposition
gegen das Projekt und in Anwesenheit hunderter Soldaten die Enteignung von 1.300 Hektar Land
entschieden worden war, um den Staudamm zu bauen. Das Menschenrechtszentrum Tlachinollan 
betonte: “mit [dem kürzlichen Beschluss] summieren sich fünf entschiedene Verfahren für die 
BewohnerInnen gegen La Parota”.

Die Tatsache, dass sich die Repression
gegen AktivistInnen weiterhin auf kritischem
Niveau befindet, wurde durch den Mord an 
Javier Torres Cruz, Mitglied der Organisation 
„Umweltschützer der Sierra de Coyuca und
Petatlán“ und Zeuge gegen den Kaziken 
Rogaciano Alba Álvarez im Fall des Mordes an 
der Menschenrechtsverteidigerin Digna Ochoa 
y Plácido (2001) nochmal besonders deutlich.
Nachdem sie ausgesagt hatten, erlitten Torres 
und seine Familie wiederholt Belästigungen 
und Morddrohungen. Am 18. April wurde Javier 
Torres von einer Gruppe bewaffneter Männer aus dem Hinterhalt erschossen, angeblich angestiftet durch 
den erwähnten Kaziken. Als sie von dem Vorfall erfahren hatten, fuhren zwei Brüder von Torres an den 
Ort des Geschehens und wurden ebenfalls beschossen. Einer von ihnen wurde schwer verletzt. Amnesty                                             
International äußerte große Besorgnis um das Leben und die Unversehrtheit der Familienangehörigen 
von Torres Cruz und den BewohnerInnen der Gemeinde La Morena, wo das Opfer wohnte.

Foto: Der neue Gouverneur von Guerrero, Ángel Aguirre Rivero,
trat sein Amt am 1. April diesen Jahres an © Pulso Jurido

Unter den ermutigenderen Nachrichten ist der Freispruch von drei Mitgliedern des Gemeinderadios 
Radio Comunitaria Ñomndaa. Sie wurden der Freiheitsberaubung beschuldigt und zu 3 Jahren und 2 
Monaten Gefängnis sowie einer Geldstrafe von 753.000 Pesos verurteilt. Laut Verteidigung existieren
keine Beweise, dass die Beschuldigten an der Tat beteiligt gewesen seien.



Eine weitere Hoffnung: In den Regionen La Montana und Costa Chica begann die sogenannte 
Kampagne für die Verteidigung des Territoriums “mit offenem Herzen verteidigen wir unsere Mutter Erde                                               
gegen die Bergwerke”. Am 28. März versammelten sich verschiedene Organisationen, Gemeinderadios 
und alternative Medien, um Aktivitäten gegen die Ausbeutung von Minen in der Zone zu beginnen. Allein 
in den Jahren 2005 bis 2010 wurden ungefähr 200,000 Hektar von indigenem Territorium von der
Bundesregierung an ausländische Minengesellschaften übergeben, ohne das Recht auf Mitsprache der 
indigenen Völker zu beachten.
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:: SCHWERPUNKT

STAUDÄMME IM SÜDOSTEN MEXIKOS: DAS WASSER 
VERTEIDIGEN BEDEUTET DAS LEBEN VERTEIDIGEN

Am 14. März wird seit 14 Jahren 
weltweit der internationale Aktionstag 
gegen Staudämme durchgeführt. In 
Mexiko wurden dieses Jahr
verschiedene Aktivitäten und
Demonstrationen in unterschiedlichen 
Teilen des Landes, einschließlich
Chiapas, Oaxaca und Guerrero
organisiert. Schätzungen des
Interamerikanischen Verbands zur 
Verteidigung der Umwelt zeigen, dass 
bis zum Jahr 2000 in Mexiko mehr als                                             
170.000 Zwangsumsiedlungen
registriert wurden. Dies ist das 
Ergebnis des Baus von nur 20 von 
mehr als 4.000 geplanten Projekten. 
2006 erklärte die mexikanische
Regierung, dass es zu einem
bedeutenden Wachstum in der Erzeugung von Wasserkraft, Wind- und Erdwärmeenergie zwischen 2005 
und 2014 kommen solle. Derzeit kommt 21% der in Mexiko produzierten Energie aus Wasserkraft (es ist 
damit die zweite Energiequelle des Landes). Was die Erweiterung der Energiegewinnung aus
Wasserkraft betrifft, könnten neue Projekte umgesetzt werden. Einige von ihnen haben bereits
Ablehnung und Organisationsprozesse ausgelöst, die versuchen ihre Realisierung zu verhindern.

Foto: Mahnwache von Mitgliedern des CECOP gegen den
Bau des Staudamms La Parota, Guerrero © SIPAZ

Zwei Mythen hinsichtlich der Staudämme

Es bestehen mindestens zwei Mythen, was die Staudämme betrifft: Einer von ihnen ist, diese als 
Symbole der wirtschaftlichen Entwicklung zu betrachten. In den '80er Jahren war Mexiko auf
internationaler Ebene das Land mit dem größten Anteil an zwangsumgesiedelter Bevölkerung aufgrund 
von Wasserkraft- und Hydraulikprojekten. Dies stellt das Ergebnis einer Strategie dar, die große Teile 
ihrer Anstrengung auf den Bau von großen Infrastrukturenprojekte konzentrierte. Diese Wahrnehmung 
von Seiten einiger Akteure hat sich bis heute aufrecht erhalten.

Ein aktuelleres Beispiel zeigt dies: So bestätigte der Bürgermeister von Acapulco, Manuel Añorve – 
welcher Kandidat für den Posten des Gouverneurs in Guerrero war – seine Unterstützung für den Bau 
des Wasserkraftwerks La Parota. Er argumentierte damit, dass „niemand gegen die Entwicklung
Acapulcos sein kann“ und erklärte, dass der Staudamm „ein neues ökonomisch wichtiges Gebiet darstellt                                               
sowie 10.000 Arbeitsplätze hervorbringen wird“.
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Die „industrielle Entwicklung“ und die
umfangreicheren ökonomischen
Integrationsprozesse können nicht mehr ohne 
elektrische Energie konzipiert werden, einer 
ihrer Motoren. Im Entwurf sowie der 
Umsetzung des Plan Puebla-Panamá
(umbenannt in Plan Mesoamérica), wurden die                                             
großen Infrastrukturen ((Land)-Strassen und
elektronische Netze) zur Priorität erklärt und 
seit 2004 vorangetrieben. Die Inbetriebnahme 
des Systems der Elektrizitätsverbindung der 
Staaten Zentralamerikas (SIEPAC), an welches 
sich die Elektrizitätsverbindung zwischen 
Guatemala und Mexiko sowie zwischen 
Panama und Kolumbien anschließen, steht 

bereits bevor.

Foto: Land unter, Staudamm Malpaso, 
Chiapas © Gustavo Castro

Trotzdem haben nicht nur die Aktivitäten und Organisationsprozesse gegen die Staudämme dieses
„Entwicklungs-“Modell hinterfragt. In einem im Jahr 2000 veröffentlichten Bericht hat die
Weltstaudammkommission (paradoxerweise gefördert von der Weltbank, einer Finanzinstitution, die
historisch gesehen diese Art von Projekten unterstützt hat) anerkannt, dass „in zu vielen Fällen ein
inakzeptabler und häufig unnötiger Preis für diesen Ertrag gezahlt wurde, speziell im Hinblick auf soziale 
und Umweltauswirkungen (…). Im Vergleich zu anderen Alternativen muss der Nutzen vieler Staudämme                                               
durch die fehlenden gleichmäßige Verteilung der vorteilhaften Erträge derselben infrage gestellt werden, 
wenn es darum geht, die Grundbedürfnisse an Wasser und Energie zu befriedigen.“

Der zweite Mythos besteht darin, die Wasserkraft als „grüne Energie“ oder nicht umweltschädlich in 
ihrer Gewinnung oder Nutzung anzusehen. Diese Wahrnehmung kann besonders attraktiv erscheinen, 
wenn die Zuspitzung des „Treibhauseffektes“ und die darauf folgende „Erderwärmung“ ein größeres 
Bewusstsein für diese Problematik auf internationaler Ebene hervorgerufen haben. Die Wasserenergie 
wird aus der Energienutzung der Wasserströmung gewonnen. Sicherlich, und das ist eine ihrer 
wesentlichen Vorteile, ist sie eine erneuerbare Energiequelle, produziert weder Qualm noch verschmutzt                                             
sie das Wasser mit Chemikalien. Dennoch könnte sie nur als „grüne Energie“ bezeichnet werden, wenn 
ihre Umweltauswirkung minimal wäre und die Kraft des Wassers nutzen würde, ohne es zu aufzuhalten. 
Dies ist jedoch bei den Wasserkraftwerken oder Staudämmen nicht der Fall. Die 
Weltstaudammkommission bestätigt auch: “die allgemeinen Auswirkungen der großen Staudämme 
haben Konflikte entzündet, die mit deren Standort und den Folgen der großen Staudämme verbunden 
sind. Damit sind sie heutzutage zu einem der höchst kontrovers diskutierten Punkte im Bereich der
nachhaltigen Entwicklung geworden.”

Der Grund des Widerstands: wesentliche Hinterfragungen der Staudämme 

Im Allgemeinen kann der Bau von Staudämmen die 
Verletzung verschiedener Menschenrechte, die in
Mexiko sowie weltweit anerkannt sind, mit sich bringen. 
Im Falle der indigenen Bevölkerung sind diese in der 
Konvention 169 der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) und der jüngeren Erklärung der Vereinten 
Nationen über die Rechte der indigenen Völker 
ausgehandelt. Beide Abkommen wurden vom
mexikanischen Staat anerkannt.

Foto: Transparent gegen den Bau des Staudamms
Paso de la Reina, Oaxaca © SIPAZ



Es ist offensichtlich, dass die ersten Opfer dieser 
Projekte die Menschen sind, die von ihren Heimatorten 
vertrieben werden, um deren Bau zu ermöglichen. Es 
wird geschätzt, dass die 45.000 großen Staudämme, die weltweit gebaut wurden, 80 Millionen Menschen 
von ihrem Land und ihrer Heimat vertrieben haben. Im Falle Mexikos hat die nationale Regierung von 
Gesetzes wegen das Recht, Teile der Bevölkerung von ihrem Land zu vertreiben um Projekte zu
implementieren, die als „im Interesse der Allgemeinheit“ angesehen werden. Dennoch müssten die 
Betroffenen vorher informiert werden und es müssten Befragungen abgehalten werden. Außerdem sollte 
es Schadensersatz für die Betroffenen geben.

Der Organisation International Rivers zufolge „wurden bereits mehr als 575 große Staudämme an den                                               
Flüssen Mexikos errichtet. Das Land weist den höchsten Staudamm des amerikanischen Kontinents und 
den sechstgrößten der Welt vor: den Staudamm von Chicoasén im Bundesstaat Chiapas. Mexikos 
Staudämme haben mehr als 167.000 Menschen zwangsweise vertrieben. Der Staudamm Temascal in 
Oaxaca hat fast 25.000 Personen der indigenen Gruppe der Mazatecas von ihrem Land vertrieben (...).
Mehrheitlich haben sie keine Entschädigung für ihr Land und andere Verluste erhalten und als sie 
dagegen protestierten, wurden ihre Häuser angezündet. Die Versprechen, ihnen Elektrizität und
Bewässerungswasser zur Verfügung zu stellen, wurden nie erfüllt. Fast 200 vertriebene Personen
starben“.

Gustavo Castro Soto von Otros Mundos Chiapas 
erklärt im Detail: “Um einen Staudamm zu errichten, 
werden den zukünftigen Vertriebenen in den 
Verhandlungen meist sieben Dinge versprochen:
elektrische Energie in dem neuangesiedelten Dorf,
Trinkwasser einige Male gratis, Lebensmittel,
'Entwicklungs'projekte, Asphaltierung der Straßen,
Transportwesen sowie die Errichtung einer sozialen
Infrastruktur wie Gesundheitszentren und Schulen. 
Diese Versprechen werden nie nicht eingehalten und in 
einigen Fällen vergingen 5, 25 oder bis zu 50 Jahre, die                                               
ein Staudamm an Lebensdauer hat, und niemals haben 
sie die versprochenen Leistungen bekommen”.

Foto: Oaxaca, Paso de la Reina © SIPAZ

Andererseits werden in der Analyse der Auswirkungen häufig diejenigen nicht berücksichtigt, die kein                                             
Land besitzen oder keine Landtitel für dieses haben bzw. diejenigen, die ein Angestelltenverhältnis
haben. Dies sind keine Einzelfälle in der komplexen Realität der ländlichen Regionen Mexikos. Somit
können sie sowohl bei den Konsultationsprozessen als auch bei den der Entschädigungszahlungen
außen vor gelassen werden (, wenn es welche gibt). Im Fall von La Parota in Guerrero verweist das
Menschenrechtszentrum Tlachinollan auf das Beispiel der Gemeinde Cacahuatepec, die mehr als 40.000 
EinwohnerInnen hat, während im Grundbuch nur 7.286 Personen in ihrer Eigenschaft als Mitbesitzer des 
Gemeindelandes aufgeführt sind.

Weit entfernt davon grüne Energie zu sein, haben die Staudämme enorme Auswirkungen auf die
Umwelt: Sie bilden eine der Hauptursachen des Verlusts von Millionen Hektar Wäldern, viele von ihnen
unter Wasser und im Zustand der Verwesung. Zwar stoßen die Staudämme keinen Rauch aus, aber 
doch große Mengen an Kohlenstoff- und Methandioxid, die beiden wesentlichsten Gase des
Treibhauseffektes. Auch der Fluss reißt immer mehr organische Ablagerungen bis zum Staubecken mit 
sich, wodurch organisches Material im Zustand der Verwesung zunimmt. Auf der anderen Seite kann das 
abgestandene Wasser der Staudämme eine Vielfalt an Krankheiten von geringer oder größerer
Gefährlichkeit hervorrufen, hauptsächlich Magen-Darmbeschwerden, Seuchen und Krankheiten, die
durch Mücken übertragen werden.



Die Staudämme führen auch zu einem schweren Verlust in der
Artenvielfalt. Die Tierwelt siedelt in vom Staudamm entfernte Gegenden 
um, die nicht immer ihrem Überleben angemessen sind, und muss es
mit der Bevölkerung aufnehmen, die bereits dort ansässig ist, oder 
ertrinkt in den Überschwemmungen. Gustavo Castro zufolge „tötet die 
Ablassung des kalten Wassers des Staudamms einige Fischarten und 
die gesamte Artenvielfalt, welche von den natürlichen
Überschwemmungen abhängig ist. Sie verdrängt und tötet Tiere des 
Ökosystems, vernichtet Sümpfe, unterirdische Wasserquellen,
einzigartige Wälder und die Fruchtbarkeit der Böden, weil das natürliche                                               
Sediment nicht mehr ankommt. Mit der Öffnung der Wege für die
Durchfahrt der Maschinerie und anderen Infrastrukturen werden immer 
mehr Bäume gefällt. Gleichzeitig zerstören die Vertriebenen mehr 
Wälder für ihre Neuansiedlung und vernichten so noch mehr die 
Artenvielfalt. Es wird auch nicht in anderen Orten wiederaufgeforstet, um 
diese Folgen abzuschwächen”.

Foto: Oaxaca, Paso de la Reyna, 
Ixtepec © SIPAZ

Was die Auswirkungen für die Umwelt betrifft, ist es wichtig zu erwähnen, dass die großen
Staudämme die Plattentektonik beeinflussen aufgrund des Drucks, der von den in den Staubecken
enthalten großen Wassermengen ausgeht. Im Falle Mexikos sind viele von ihnen in Zonen mit erhöhtem                                             
Erdbebenrisiko erbaut worden.

Ebenso wird darauf hingewiesen, dass im Durchschnitt 56% Mehrkosten gegenüber den ursprünglich 
berechneten Baukosten anfallen. Dies erzeugt Verschuldung der Regierungen und Dörfer, aber im 
Allgemeinen wird angenommen, dass diese Steigerung im Wesentlichen auf die Korruption
zurückzuführen ist. Und schließlich wurden in mehr als einem Fall die Staudämme der Bevölkerung 
aufgezwungen auf Kosten von mehr Repression, Desinformation, Betrügereien und Militarisierung. Die
Weltstaudammkommission schlussfolgert: “Tatsächlich ist die reale wirtschaftliche Rentabilität der großen                                               
Staudämme weiterhin schwer zu kalkulieren, da die Umweltkosten und sozialen Kosten im ökonomischen                                               
Bereich nicht genügend berücksichtigt wurden. Im Konkreten bedeutet dies die Verarmung und Leiden
von Millionen Personen, weil weder die Auswirkungen angemessen berücksichtigt werden noch die 
getroffenen Vereinbarungen erfüllt werden. Dies führt dazu, dass die betroffenen Gemeinden auf der 
ganzen Welt eine wachsende Opposition gegen die Staudämme hervorbringen.“

Drei Beispiele aus dem Südosten Mexikos

CHIAPAS

Derzeit stellt Chiapas mit 50% 
der Produktion von
Wasserenergie den größten Teil 
der Energiegewinnung aus 
Wasser im Land, dies entspricht 
3% der gesamten
Energieproduktion Mexikos. Im 
Falle von Chiapas, abgesehen 
von den anstehenden Projekten,
muss auf bestimmte Gefahren 
einiger bereits bestehender 
Staudämme hingewiesen werden. 
Und es sei hier daran erinnert,
dass sie eine
Abnutzungszeitraum von ca. 50 Jahren haben. Bei starken Regenfällen (ein
Wetterphänomen, das sich in den letzten Jahren verstärkt hat) steigen die Gefahren für die 
Staudämme und nahe gelegene Dörfer: das Risiko eines Einbruchs oder von Rissen in der                                               
Mauer des Staudamms; die Entscheidung einer Flutung aufgrund des vorhergenannten 
Risikos; schließlich verstärkte Überschwemmungen.

Foto: Staudamm La Angostura, Chiapas
© zonalibretapachula.com
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Im November 2007 verursachte ein Erdrutsch von 500.000 Tonnen die komplette
Verschüttung des Dorfes Juan de Grijalva. Zudem wurde der Flusslauf des Grijalva 
dadurch unterbrochen, die Energiegewinnung musste suspendiert werden. Die
BewohnerInnen des Dorfes wurden nach Nuevo Juan de Grijalva umgesiedelt, welches die 
erste „Nachhaltige Landstadt“ wurde. Diese Option wurde verstärkt vom Bundesstaat
medial gefördert, aber von Teilen der Zivilgesellschaft in Frage gestellt. Um künftige Risiken 
einzuschränken, wurden im Hinblick auf außerordentliche Regenfälle zwischen 2009 und 
2011 Tunnel in der Krümmung des Flusses gebaut.

Humberto Marengo Mogollón, Beauftragter für Wasserenergie-Projekte des staatlichen
Energieunternehmens CFE erklärte im Jahr 2010, dass es in Chiapas 33 geeignete Orte 
für Staudämme und Potential zur Erkundung weiterer gebe. Als Kontrast dazu fand im 
März dieses Jahres das VIII. Treffen der Mexikanischen Bewegung der von Staudämmen 
Betroffenen und zum Schutz der Flüsse in Huitiupan statt, wo vor 30 Jahren der Bau des 
Staudamms Itzantún geplant und auf Widerstand der lokalen Bevölkerung gestoßen war.
1983 wurde das Projekt schließlich eingestellt. Sollte es jedoch wieder aufgenommen 
werden, gingen 11.800 Hektar Land verloren, die BewohnerInnen von zwischen 30 und 35 
Dörfern stünden ohne Gemeindeland dar. Außerdem würden dutzende Gemeinden von 
sechs umliegenden Landkreisen betroffen, die derzeit vom Flusslauf des Santa Catarina 
begünstigt werden.

OAXACA: PASO DE LA REYNA

Seit 1966 hat die CFE
verschiedene Untersuchungen im                                               
Hauptflusslauf des Río Verde – 
im südlichen Gebirge und der 
Küste von Oaxaca – 
durchgeführt, um die Situation in 
Bezug auf Wasservorkommen,
geologische Gegebenheiten,
Umwelt- und soziale Folgen
festzustellen, sowie das
Staudamm-Potential dieses für 
Mexiko bedeutsamen Flusstales 
zu erkunden. Ab Februar 2006 
haben MitarbeiterInnen der CFE
dann Orte in der Region aufgesucht, um dort Teile des Projekts mit dem Namen
„Mehrfachnutzung des Wasservorkommens – Paso de la Reyna“ vorzustellen. Besagter
Staudamm würde eine Staudammmauer von 195 Metern haben, wovon 3.100 Hektar in 
sechs Landkreisen und 15 Ortschaften der Küste von Oaxaca betroffen wären. In diesen 
Orten leben hauptsächlich Mixteco- und Chatino-Indigene, zudem Mestizos und Afro-
MexikanerInnen. Der Staudamm würde den normalen Flusslauf in den Nationalpark der
Chacahua-Lagune verhindern. Außerdem würde das instabile Ökosystem sowie die 
reichhaltige und einzigartige Artenvielfalt betroffenen werden, mehre Tier- und 
Pflanzenarten würden vom Aussterben bedroht sein.

Foto: Demonstration gegen das Staudammprojekt 
Paso de la Reina, Oaxaca © SIPAZ

So gründete sich am 9. Juni 2009 in San José del Progreso Tututepec der Rat der 
Vereinten Gemeinden zur Verteidigung des Río Verde (COPUDEVER) zur Rettung seines
Territoriums, des Wassers und der natürlichen Ressourcen. Die Opposition gegen den Bau 
des Staudamms in der Region ist gewachsen, aufgrund der Risiken, die der Bau für die
lokale Bevölkerung bedeutet. Auch, weil sie angeprangert hat, dass ihre Stimme nicht
berücksichtigt wurde.

 

GUERRERO: LA PAROTA



Seit mehr als 30 Jahren wird an dem Projekt La Parota gearbeitet. Zwischen 1976 und 
2002 wurde eine Reihe von Untersuchungen durchgeführt. 2003 brachte die CFE 
Baufahrzeuge in die Region, um die Straßen für den Bau des Staudamms zu bauen. 
Dieser Prozess konnte aber bis heute aufgehalten werden.

Nach Angaben des
Menschenrechtszentrums
Tlachinollan würde der Bau des 
Staudamms das Gebiet von 21 
Gemeinden betreffen. 17.300 
Hektar fruchtbares und genutztes                                               
Ackerland würden
überschwemmt. 25.000 Menschen 
wären unmittelbar von 
Umsiedlung bedroht, da ihr Grund 
und Boden unter Wasser gesetzt 
würde (die CFE hingegen spricht 
nur von 3.000 betroffenen
Personen). Und indirekt würden 
75.000 Menschen von der 
Umleitung des Flusses betroffen 
sein: Ohne Wasser zur 
Bewässerung ihrer Äcker und 
zum Leben hätten die Bauern 
und Bäuerinnen keine Lebensgrundlage mehr (und die CFE hat keine Kompensation der 
Folgen für die indirekt Betroffenen vorgesehen).

Foto: Protest gegen La Parota © SIPAZ

Tlachinollan hat eine Strategie des Aufzwingens des Projekts beklagt. Diese bestünde
in: „hinterhältigen Angeboten von Bauarbeiten, Dienstleistungen und landwirtschaftlichen
Projekten, die zur Spaltung und Konfrontation zwischen Familien und Gemeinden geführt 
und somit das soziale Gefüge kaputt gemacht hat. Informationsmangel und das Ausbleiben 
einer Befragung der von den Arbeiten Betroffenen, wodurch deren Grundrechte verletzt
werden. Einberufung und Durchführung von Gemeindeversammlungen, bei denen das 
Agrarrecht und die Rechtsstaatlichkeit verletzt wurden. Unverhältnismäßiger Einsatz der 
staatlichen Sicherheitskräfte beim Schutz dieser Gemeindeversammlungen.
Kriminalisierung in Form von Haftbefehlen aufgrund vermeintlicher und nie belegter
Vergehen gegen diejenigen, die sich gegen das Projekt gestellt haben, sowie
Morddrohungen gegen einige der Gegner des Projektes“. Die Spaltungen haben bereits zu 
drei Toten, drei schwer Verletzten, vier Verhafteten und sieben Gefangenen geführt, ohne
dass hier die Verletzten aufgeführt sind, die es bei Zusammenstößen während der 
Versammlungen gegeben hat.

2003 haben die Bauern, deren Region vom Bau von La Parota betroffenen wäre, den 
Rat der Gemeinden und Dörfer gegen La Parota (CECOP) gegründet. Sie haben erreicht, 
dass die CFE die Ausschreibung für private Unternehmen zum Bau des Staudamms
eingestellt hat, und sie haben verhindert, dass die mexikanische Regierung ein
Enteignungsdekret erlassen hat. Zudem haben sie von starker internationaler Unterstützung                                                 
profitiert, so u.a. durch mehrere SonderberichterstatterInnen der Vereinten Nationen (VN) 
wie auch das Komitee für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte der VN. Auf der
rechtlichen Ebene haben sie fünf Prozesse gewonnen, durch die „eingefädelte“
Versammlungen für nichtig erklärt wurden, auf denen die Enteignung 'beschlossen' wurde. 
Der neue Gouverneur Ángel Aguirre hat erklärt, dass er die Entscheidung der
GemeindebewohnerInnen respektieren wird. Jedoch wollte er bei einem Treffen mit dem
CECOP am 7. Mai die so genannten Abkommen von Cacahuatepec nicht unterschreiben, 
in denen das Wasserenergie-Projekt abgelehnt wird. Der CECOP erklärte so lange weiter 
zu kämpfen, bis die Resolution zur Absehung vom Bau des Staudamms im Amtsblatt der 
mexikanischen Regierung stehe.

Lokale Auswirkung, globaler Kampf



Die Auswirkungen des Baus von Staudämmen zeigen sich vor allem auf lokaler Ebene, wenn auch 
nicht ausschließlich dort. Jedoch haben die Organisationsprozesse gegen diese Projekte einen Teil ihrer 
Stärke aufgrund ihrer Fähigkeit erreicht, sowohl landesweite als auch internationale Netzwerke zu bilden. 
Es ist wichtig uns vor Augen zu führen, dass die Erzeugung elektrischer Energie, die einige von uns
nutzen können, häufig sowohl auf Kosten des Lebens und der Tragödie von Millionen von Menschen und 
anderen Lebewesen stattgefunden hat, als auch auf Kosten der Überschwemmung von Millionen Hektar 
möglicherweise fruchtbaren Ackerlandes und mit Folgen für das Klima, unter denen heutzutage
schließlich wir alle leiden.

^^^TOP
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8. MÄRZ IN CHIAPAS: FRAUEN ZWISCHEN SCHMERZ, WUT 
UND WIDERSTAND

Dieses Jahr versammelten sich in Chiapas
Frauen und Männer, um das 100. Jubiläum der 
Begehung des Internationalen Frauentages zu 
feiern. Am 7. und 8. März prangerten 5.000
Personen, die sich mit der Bewegung 
solidarisierten, sowie Mitglieder verschiedener 
ziviler und sozialer Gruppierungen aus 15 
Landkreisen die Situation an, unter dem die 
Frauen leiden und verlangten Antworten auf 
ihre historischen Forderungen, die immer noch 
offen stehen.

Foto: 8. März, Internationaler Frauentag, 
Las Abejas vor dem Militärcamp. © SIPAZ

Vielleicht bewusst oder auch unbewusst, weil sie erzogen wurden, sich zuerst um die anderen zu 
sorgen als um sich selbst, ist niemandem klarer als den Frauen, dass das private politisch ist und das 
politische privat. Aus verschiedenen individuellen Aussagen wird eine vielfältige Palette von Emotionen 
bis hin zu generelleren Fragestellungen und Ansichten, die zeigt, was alles an diesem Tag geschah. 
Dies erlaubt es, aus einem anderen Blick heraus zu sehen, was in Chiapas und im Land gerade
passiert, umfassend und solidarisch mit Fällen von anderen Frauen aus verschiedenen Orten und
Regionen.

All die veröffentlichten Erklärungen bezogen sich auf die Verschlimmerung des Kontextes aufgrund 
der vorherrschenden Gewalt und der Militarisierung des Landes. Die Aktivität, welche am klarsten und
eindeutigsten die Situation hinterfragte, kam an diesem Tag von 500 Mitgliedern der Organisation Las 
Abejas aus Acteal (der Gemeinde von Chenalhó, wo am 22. Dezember 1997 45 Personen von
Paramilitärs massakriert wurden). Sie demonstrierten auf einer 3 km langen Strecke, auf der sie am
Militärlager von Majomut vorbeikamen. Dort wollten sie mit den „Soldatenbrüdern“ beten, aber es wurde 
ihnen der Eintritt verweigert. Sie forderten jene mit den Worten heraus: „Verschwindet von hier denn das 
ist nicht euer Haus! Ihr sagt, ihr seid hier, um uns zu beschützen, aber das ist nicht wahr. (…) Ihr seid
auch von einer Frau geboren, habt Ehefrau, Schwester oder Töchter und wenn ihr uns angreift, greift ihr 
gleichzeitig auch sie an. Wirkt nicht länger bei der Gewalt und dem Leiden der Frauen mit“.

x-msg://44/#ARRIBA


Die strukturelle Gewalt reicht bei den 
Frauen von den alltäglichen Sorgen wie zu
schauen, dass das Geld ausreicht, um die 
Familie zu ernähren, bis hin zu der
Notwendigkeit, den Justizapparat in Anspruch 
zu nehmen: „es ist nicht wahr, dass in Chiapas 
und in Mexiko den Frauen der Zugang zum 
Rechtssystem garantiert ist und dass unsere 
Lebensbedingungen besser geworden sind. Im                                               
Gegenteil, unsere Rechte werden weiterhin
ignoriert. Wir werden weiterhin von den
staatlichen Programmen wie 'Oportunidades' 
benutzt, um den vermeintlichen Wohlstand der 
Bevölkerung zu zeigen. In Wirklichkeit werden weder unsere Zeiten noch unsere Entscheidungen
respektiert, sie werden uns aufgedrängt und wenn wir sie nicht erfüllen, gibt es ökonomische Sanktionen 
oder den Ausschluss. Dies zeigt einmal mehr die Regierungspolitik, sie nutzen die Armut aus, um
Widerstände zu besiegen und zu beenden (Schlusserklärung einer Versammlung am 7. März in CIDECI-
Unitierra in San Cristóbal de Las Casas).

Foto: 8. März, Internationaler Frauentag, Las Abejas vor dem Militärcamp. © SIPAZ

Von verschiedenen Seiten wurde auch 
aufgezeigt, dass die Unterdrückung sich für
diejenigen, die sich organisieren und ihre 
Rechte verteidigen, verschärft. Manchmal sind 
die Frauen die „Zielscheibe“ und in anderen
Fällen „das andere Gesicht“ der Repression: 
„Man verfolgt uns, man vergewaltigt uns, man
sperrt uns ein, man ermordet uns. Unsere
Töchter, Söhne, Brüder, Mütter und Väter 
leiden auch unter den Folgen der Belästigung, 
der wir unterworfen sind, weil wir unsere 
Rechte verteidigen und einfordern. In diesem
Kampf haben wir viele von ihnen verloren wie 
auch viele andere compañeras und die 
Schuldigen sind immer noch ohne Bestrafung”
(Erklärung der Versammlung vom 7. März). 

Frauen aus San Sebastián Bachajón versammelten sich bei einer Blockade einige Meter vom Eingang 
zu den Wasserfällen von Agua Azul entfernt und forderten zum Beispiel die Freiheit ihrer compañeros,
die im Februar nach einer Auseinandersetzung über die Kontrolle des Kassierhäuschens am Eingang zu 
den Wasserfällen von Agua Azul verhaftet wurden.

Foto: 8. März, Internationaler Frauentag, Aktivitäten
in San Cristóbal de las Casas. © SIPAZ

Viele Aussagen und Anklagen dieses Tages weisen auf die Diskriminierung hin, welcher die Frauen 
bezüglich des Landbesitzes bzw. des Zugangs zum Erbe von Land unterworfen sind. Dies bezieht sich 
auch auf ihre Wehrlosigkeit, wenn sie „kein Stück Land zum Säen“ besitzen können, in Fällen, wo sie zu 
Witwen oder von ihren Ehemännern verlassen werden. Die Erklärung der Versammlung vom 7. März
betont deshalb nachdrücklich: „Wir wollen nicht, dass die Regierung uns weiterhin unseres Territoriums
beraubt, das unseren Vorfahren gehörte. Deswegen legen wir in dieser Versammlung fest, dass dieses 
Land auch unseres ist, weil wir es gemeinsam mit den Männern bearbeiten, weil wir es genau wie die 
Männer respektieren, weil wir es genau wie die Männer zu schützen wissen und somit ist es auch 
unsere – wir verteidigen es gemeinsam mit den Männern“.

Trotz des Schmerzes, manchmal wegen der Hoffnungslosigkeit, aber meist aufgrund der Risiken, ließ 
die Abschlusserklärung der Versammlung vom 7. März klar und deutlich: „Wir haben bereits das
Schweigen gebrochen und wir werden auch weiterhin nicht schweigen. Der Staat wird die Stimmen der
Opfer, der Verfolgten, der Ermordeten, der Verschwundenen nicht zum Schweigen bringen, denn durch 
unsere Stimme schallt weiter die Forderung nach Gerechtigkeit, bis wir sie gefunden haben. Wir werden
nicht vergessen, weil Vergessen Straflosigkeit nach sich zieht und eine Beleidigung mehr für unsere 
ermordeten compañeras und für alle Frauen bedeutet, die Tag für Tag kämpfen und Widerstand leisten“.
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:: AKTIVITÄTEN VON SIPAZ

Mitte Februar bis Mitte Mai 2011

INTERNATIONALE PRÄSENZ UND BEGLEITUNG

CHIAPAS

Hochland

Im März besuchten wir die Menschenrechtsverteidigerin Margarita Martínez, die seit mehr als 
einem Jahr Drohungen bekommen und unter Angriffen gelitten hat.
Seit Dezember und bis heute leisten wir dem Menschenrechtszentrum Fray Bartolomé de Las 
Casas internationale Schutzbegleitung.
Im Februar waren wir auf der monatlichen Gedenkfeier des Massakers von Acteal im 
Landkreis Chenalhó. Am 8. März waren wir außerdem als Beobachter bei dem Pilgermarsch 
von ungefähr 500 Mitgliedern der Organisation Las Abejas sowie bei ihrem Protest gegen das 
Militärlager von Majomut anwesend. Dort wurde ihnen von den Soldaten verboten einzutreten, 
um zu beten. Wir waren ebenfalls präsent auf einer Versammlung der Frauen von Las Abejas 
im April.
Anfang Mai besuchten wir die Gemeinde Nuevo Paraíso (eine Abeja-Gemeinde von
RückkehrerInnen, die zuvor vertrieben worden waren, im Landkreis Pantelhó), nachdem diese 
Gemeinde erneut Ziel von Drohungen wurde.

Urwald-Region

Im März nahm ein Mitglied des Teams über 15 Tage an der Zivilen Beobachtungsbrigade
(BRICOS) in Agua Clara, Landkreis Salto de Agua, teil.

Küste

Anfang April besuchten wir den Sitz des Menschenrechtszentrums Digna Ochoa in Tonalá und                                               
entschieden, ihnen, aufgrund der gegen sie gerichteten Angriffe und Drohungen, internationale                                               
Schutzbegleitung in Einzelfällen anzubieten. Seit Anfang diesen Jahres haben sich diese 
Angriffe erheblich verschlimmert.

Caracoles

Zwischen Februar und Mai besuchten wir 4 der zapatistischen Caracoles mindestens einmal.

Gefangene

Im März besuchten wir Alberto Patishtán, Gefangener in der Haftanstalt von San Cristóbal de 
Las Casas und Mitglied der „Stimme von El Amate”, einer Organisation von Gefangenen, die 
zur Anderen Kampagne gehört. Wir besuchten ebenso andere Gefangene, die sich als 
“Solidarische mit der Stimme von El Amate” bezeichnen.

Frauen

Im Februar und Mai nahmen wir an den Versammlungen der Frauenkoordination der Diözese 
(CODIMUJ) in San Cristóbal de Las Casas teil.
Am 7. und 8. März haben wir im Rahmen des Internationalen Frauentages an verschiedenen 
Aktivitäten in San Cristóbal de Las Casas sowie in Chenalhó teilgenommen.

OAXACA

Im März führten wir eine 10tägige Besuchsreise im Staat Oaxaca durch. Wir führten 



Im März führten wir eine 10tägige Besuchsreise im Staat Oaxaca durch. Wir führten 
Gespräche mit verschiedenen zivilen und sozialen Organisationen in Oaxaca-Stadt sowie mit 
der neuen Bevollmächtigten für Menschenrechte der Regierung von Oaxaca. Am 13. und 14. 
März waren wir in Pinotepa Nacional bei kulturellen Aktivitäten sowie einer Mobilisierung zur 
Verteidigung des Río Verde und gegen das Wasserkraftwerk “Paso de la Reyna” anwesend, 
welche beide vom Gemeinderat der Dörfer zur Verteidigung des Río Verde (COPUDEVER)
organisiert wurden. Abschließend besuchten wir die Migrantenherberge “Hermanos en el 
camino” in Ixtepec, dessen Mitarbeitende und insbesondere Pater Solalinde verschiedene
Drohungen aufgrund ihrer Arbeit erhalten haben.

ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

im Februar und Mai trafen wir uns mit dem Beauftragten für Chiapas des Hochkommissariats 
der Vereinten Nationen für Menschenrechte in Mexiko.
Am 9. und 10. März nahmen wir in San Cristóbal de Las Casas am Dialogforum über
Friedenskultur, lokale Entwicklung und interne Vertreibung von Personen teil, welches vom
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen und der Regierung von Chiapas einberufen 
wurde. Die Ziele dieses Forums waren die Systematisierung von Erkenntnissen, die
Veranschaulichung, Quantifizierung und Abhandlung der Problematik der Zwangsumsiedlung 
mit der Absicht, einen juristischen Rahmen bzw. politische Handlungsvorschläge auf diesem 
Gebiet auszuarbeiten.
Anfang Mai hatten wir ein Treffen mit dem erst kürzlich eingesetzten Staatlichen
Menschenrechtsrat von Staates Chiapas, um seine Arbeit besser kennenzulernen und seine
Ansichten über die Menschenrechtssituation im Bundesstaat zu erfahren.

VERSCHIEDENES

Am 16. und 17. März nahmen wir im Rahmen des Jubiläums des Menschenrechtszentrums
Fray Bartolomé de las Casas (CDHFBC) am Treffen „Con la Memoria, los Pueblos 
Construimos Justicia y Verdad“ teil. Dieses fand im indigenen Zentrum für integrale
Fortbildung CIDECI-Unitierra in San Cristóbal de las Casas statt.
Am 28. und 29. April nahmen wir am zweiten Nationalen Treffen von
MenschenrechtsverteidigerInnen teil, welches unter dem Motto “Hin zu einem
zivilgesellschaftlichen Schutzmechanismus” in Mexiko-Stadt stattfand.
Am 7. Mai begleiteten wir als Beobachtende den von der EZLN (Zapatistische Armee der
Nationalen Befreiung) organisierten Marsch in San Cristóbal de Las Casas.

FRIEDENSFÖRDERUNG

ZUSAMMENARBEIT MIT RELIGIÖSEN AKTEUREN

Im März haben wir an einem ökumenischen Treffen der Reflexion und des Betens 
teilgenommen, welches von der Ökumenischen Gruppe für Konjunktur- und Realitätsanalyse 
(GEACR), zu der auch wir gehören, organisiert wurde.

FRIEDENSERZIEHUNG

Im Februar und April führten wir vertiefende Workshops über verschiedene Aspekte der
positiven Transformation von Konflikten im Interkulturellen Mayaseminar (SIM) durch.

NETZWERKE UND FOREN

Wir nahmen an den alle zwei Monate stattfindenden Treffen des Netzwerkes für den Frieden 
teil, welches aus 11 Organisationen besteht, die Friedensprozesse und Versöhnung in 
Chiapas unterstützen. Am 27. Februar besuchten wir, als Teil des Netzwerks, die Gefangenen 
der Anderen Kampagne von San Sebastián Bachajón, eingesperrt seit Anfang Februar in der
Haftanstalt Nr. 17 im Landkreis Playas de Catazajá.



Im Februar wurde die Anerkennung „Jtatic Samuel Jcanan Lum” an Xi'nich und Pueblo 
Creyente übergeben. In diesem Fall wurde der Preis nicht an eine Vertretung von diesen
Prozessen (dies geschah bereits im Januar), sondern bei den Versammlungen der beiden
Organisationen übergeben, welche sich diesen aufgrund ihrer Arbeit und ihrer Verpflichtung 
der Verteidigung der Menschenrechte und der Versöhnung verdienten. Wir riefen zu dieser
Preisverleihung gemeinsam mit anderen lokalen und nationalen Organisationen.
Vom 3. bis 5. März nahmen wir an einem Workshop sowie einem Treffen der
Mitgliedsorganisationen Nordamerikas der Globalen Allianz für die Prävention von bewaffneten 
Konflikten (GPPAC) (wozu auch wir gehören) in San Cristobal de Las Casas teil.
Wir trafen uns mit unterschiedlichen Gruppen, die Teil unserer Koalition sind: MITF - Marin
InterFaith TaskForce on the Americas (USA), Carea (Deutschland), Witness for Peace (USA) 
und SweFOR (Schweden).

INFORMATION

Wir empfingen Delegationen, Studierende, JournalistInnen und Mitglieder unserer Partner und 
Koalition, die interessiert daran waren, die soziopolitische Situation in Chiapas sowie die 
Arbeit von Sipaz kennenzulernen bzw. ihre Kenntnisse zu vertiefen.
Wir forschen weiterhin zu dem Thema “Verknüpfen von Gender- und Friedensarbeiten”, wofür                                               
wir uns mit verschiedenen Gruppen und Organisationen in Chiapas und Guerrero trafen.
Wir nahmen am Treffen der Lateinamerikanischen Solidaritätskoalition (LASC) in Washington 
vom 8. bis 10. April teil.
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Bitte unterstützen sie SIPAZ: ihre Spende
ermöglicht weiterhin internationale Präsenz und
Beobachtung durch das SIPAZ Team in den 
Regionen Chiapas, Oaxaca und Guerrero.

Wir brauchen ihre Hilfe

                                                           

www.sipaz.org

_______________________________________________
Chiapas98 Mailingliste
JPBerlin - Mailbox und Politischer Provider
Chiapas98@listi.jpberlin.de
https://listi.jpberlin.de/mailman/listinfo/chiapas98

x-msg://44/#ARRIBA
http://www.sipaz.org/
mailto:Chiapas98@listi.jpberlin.de

